Ausgabe A. 


Gel etzbl att 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 11 Ausgegeben Danzig, den 6. Februar 1937 
Tag Inhalt: Seite 
3. 2. 1937 Verordnung über die Anlegung des geſetzlichen Reſervefonds bei Banken 99 
3. 2. 1937 Durchführungs verordnung zur Verordnung über die Anlegung des geſetzlichen 
e . ee mi ar unhln 99 
20 Verordnung 


über die Anlegung des geſetzlichen Reſervefonds bei Banken. 
Vom 3. Februar 1937. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 63 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Kreditgenoſſenſchaften, die ihren Sitz 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben und Banken im Sinne des Artikels I § 1 der Verord— 
nung betreffend das Bankweſen vom 1. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 383) ſind, müſſen den geſetzlichen 
Reſervefonds in feſtverzinslichen Wertpapieren, die zum Handel an der Danziger Börſe zugelaſſen 
ſind, anlegen. Das gleiche gilt für ſtaatliche Banken. 


8 2 
Die Wertpapieranlage des geſetzlichen Reſervefonds iſt in der Jahresbilanz geſondert unter den 
Aktiven auszuweiſen. 
83 
Die Beſtimmungen des $ 1 gelten nicht für die Bank von Danzig. 


84 

Geſetzliche Vertreter der in $ 1 bezeichneten Banken, die den durch dieſe Verordnung auferlegten 
Verpflichtungen nicht nachkommen, werden mit Geldſtrafe bis zu 100 000 Gulden beſtraft. Für die 
Strafe haftet neben den geſetzlichen Vertretern auch die Geſellſchaft. 

Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Senats ein. Die Rücknahme des Antrages iſt 
zuläſſig. 

8 5 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Verwaltungs- 
vorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für erfor— 
derlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 

Danzig, den 3. Februar 1937. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


21 Durchführungs verordnung 
zur Verordnung über die Anlegung des geſetzlichen Neſervefonds bei Banken vom 3. Februar 1937. 
Vom 3. Februar 1937. 
Auf Grund des $ 5 der Verordnung über die Anlegung des geſetzlichen Reſervefonds bei Banken 
vom 3. Februar 1937 wird hiermit verordnet: 
§ 1 
(1) Soweit der Reſervefonds bereits die geſetzliche oder die im Geſellſchaftsvertrag (Statut) be— 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 2. 1937.) 


100 
ſtimmte Höhe erreicht hat, hat die Anlegung bis zum 31. Dezember 1937 zu erfolgen. Stimmt das 
Geſchäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr überein, ſo endet die Friſt mit dem Schluß des Geſchäfts⸗ 
jahres, das im Laufe des Jahres 1937 begonnen hat. 

(2) Soweit der Reſervefonds die geſetzlich oder im Geſellſchaftsvertrag (Statut) beſtimmte Höhe 
noch nicht erreicht hat, iſt der vorhandene Reſervefonds in entſprechender Anwendung des Abſ. 1 an⸗ 
zulegen. 

8 2 


Die Anlegung der in den Reſervefonds noch einzuſtellenden Beträge hat binnen zwei Monaten 
zu erfolgen, nachdem die Bilanz durch die zuſtändigen Organe der Bank genehmigt it. 


83 
Der Ankauf der in $ 1 der Verordnung bezeichneten Wertpapiere hat an der Danziger Börſe zu 
erfolgen. Bereits vorhandene Beſtände an eigenen Wertpapieren der in $ 1 der Verordnung bezeich— 
neten Art dürfen auf die Wertpapieranlage des geſetzlichen Reſervefonds angerechnet werden. 


8 4 
Ländliche Spar- und Darlehnskaſſenvereine ſind nicht Banken im Sinne des § 1 der Verordnung. 


8 5 
Die Durchführungsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 3. Februar 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinsti-Keijer Dr. Hoppenrath 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


